Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 1 3/4047 


11. 03. 96 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 24. April 1995 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Demokratischen Volksrepublik Algerien 

über die Seeschiffahrtsbeziehungen 


A. Zielsetzung 

Die traditionellen und umfangreichen Seehandelsbeziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien sind bislang nicht vertraglich geregelt. Sie 
bedürfen jedoch angesichts der schiffahrtspolitischen, wirtschaftlichen 
und technischen Entwicklungen einer sicheren vertraglichen Grund- 
lage. Es wird angestrebt, die gleiche Behandlung der Seiten am 
gegenseitigen Seeverkehr sicherzustellen. Gleichzeitig soll das Ab- 
kommen eine neue Etappe in den schiffahrtspolitischen Beziehungen 
zwischen beiden Ländern einleiten. 

B. Lösung 

Mit dem am 24. April 1995 Unterzeichneten Abkommen werden die für 
den Seeverkehr zwischen beiden Ländern notwendigen ordnungspoli- 
tischen und technischen Regelungen auf der Grundlage der Dienst- 
leistungsfreiheit und der Inländergleichbehandlung geschaffen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Das Vorhaben wirkt sich weder auf 
die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, insbesondere nicht auf das 
Verbraucherpreisniveau aus; zusätzliche Anforderungen werden nicht 
gestellt. 

Das Abkommen regelt neben Fragen technischer Art der Abwicklung 
und der Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit, nur die Art und Weise der Venwendung von Einnah- 
men durch Seeschiffahrtsunternehmen in konvertierbarer Währung 
aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt - nicht aber deren Höhe. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 971 05 - Se 35/96 Bonn, den 1 1. März 1996 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 24. April 1995 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien über die Seeschiffahrtsbeziehungen mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 694. Sitzung am 1. März 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 24. April 1995 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Demokratischen Volksrepublik Algerien 
über die Seeschiffahrtsbeziehungen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem In Bonn am 24. April 1995 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Demokra- 
tischen Volksrepublik Algerien über die Seeschiffahrtsbeziehungen wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung In Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 2 des 
Abkommens auch das Venivaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt 
wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schiußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf 
das Preisniveau insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus; zusätz- 
liche Anforderungen werden nicht gestellt. 

Das Abkommen regelt neben Fragen technischer Art der Abwicklung und der 
Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf Grundlage der Gegenseitigkeit, nur die 
Art und Weise der Verwendung von Einnahmen durch Seeschiffahrtsunterneh- 
men in konvertierbarer Währung aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt - nicht 
aber deren Höhe. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Demokratischen Volksrepublik Algerien 
über die Seeschiffahrtsbeziehungen 

Accord 

sur les relations maritimes 

entre le Gouvernement de la Republlque föderale d’Allemagne 
et le Gouvernement de la Röpublique AlgOrienne Dömocratique et Populaire 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Demokratischen Volksrepublik Algerien - 


in dem Wunsch, die harmonische Entwicklung der Seeschiff- 
fahrtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Demokratischen Volksrepublik Algerien, die sich auf das 
beiderseitige Interesse dieser Länder und die Freiheit ihres Au- 
ßenhandels gründen, zu gewährleisten und die internationale 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet soweit wie möglich zu ver- 
stärken, 

in der Erkenntnis, daß der bilaterale Warenaustausch von ei- 
nem wirksamen Dienstleistungsaustausch begleitet werden soll - 

sind wie folgt übereingekommen; 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bezeichnen 

1 . der Ausdruck „zuständige Seeschiffahrtsbehörde“ 

a) in der Bundesrepublik Deutschland den Bundesminister 
für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

b) In der Demokratischen Volksrepublik Algerien den Minister 
für Verkehr und die Ihm nachgeordneten Behörden; 

2. der Ausdruck „Schiff einer Vertragspartei“ jedes Schiff, das 
nach den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei ihre Flagge 
führt und gemäß Ihren Gesetzen in ein Register eingetragen 
ist. Dieser Ausdruck umfaßt nicht Kriegsschiffe und Fischerei- 
fahrzeuge. Im Hinblick auf die Anwendung der Artikel 2, 5, 8, 
9, 10, 12, 13, 14 und 15 gilt als „Schiff einer Vertragspartei“ 
auch jedes Schiff unter der Flagge eines dritten Staates, das 
von einem Seeschiffahrtsunternehmen einer der Vertragspar- 
teien eingesetzt wird; 

3. der Ausdruck „Seeschiffahrtsuntemehmen einer Vertragspar- 
tei“ ein Seeschiffe einsetzendes Beförderungsuntemehmen, 
das seinen Firmensitz im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei 
hat und von ihr nach Maßgabe ihrer Rechtsvorschriften als 
„Seeschiffahrtsuntemehmen“ anerkannt Ist; 

4. der Ausdruck „Besatzungsmitglied“ den Kapitän und jede 
Person, die während der Reise Aufgaben oder Dienste an 
Bord wahrzunehmen hat und deren Name in der Musterrolle 
des Schiffes aufgeführt ist. 


Le Gouvernement de la Röpublique föderale d’Allemagne 
et 

le Gouvernement de la Republique Algerienne Democratique 
et Populaire, 

Dösireux de garantir le döVeloppement harmonieux des rela- 
tlons maritimes entre la Republique föderale d’Allemagne et la 
Röpublique Algörienne Dömocratique et Populaire, relations fon- 
döes sur l’interet röciproque des deux pays et sur la libertö de leur 
commerce exterieur, et aussi desireux de renforcer la coopöration 
Internationale dans ce domaine dans la mesure du possible. 


Reconnaissant que l'öchange bilateral de marchandises devrait 

etre accompagne d'un echarrge efficace de Services, 

Sont convenus de ce qui suit: 

Article 1 
Definitions 

Pour l'application du present Accord: 

1 . «l’autoritö maritime competente» designe 

a) en Republique föderale d’Allemagne, le Ministre födöral 
des Transports et les autoritös qui lui sont subordon- 
nöes; 

b) en Röpublique Algörienne Dömocratique et Populaire, le 
Ministre des Transports et les autoritös qui lui sont subor- 
donnöes; 

2. «navire d’une Partie contractante» dösigne tout navire battant 
Pavillon de cette Partie contractante conformöment ä ses 
dispositions juridiques et immatriculö dans un registre confor- 
mement ä ses lois. Sont exclus de cette döfinition les navires 
de guerre et les navires de peche. Pour l'application des 
articles 2, 5, 8. 9, 1 0, 1 2, 1 3, 1 4 et 1 5 on entend egalement par 
«navire d’une Partie contractante» tout navire battant pavillon 
d’un Etat tiers et exploitö par une Compagnie maritime de l’une 
des Parties contractantes; 

3. «Compagnie maritime d’une Partie contractante» dösigne une 
Compagnie de transport exploitant des navires, ayant son 
siöge social sur le territoire de cette Partie contractante, et 
reconnue en qualitö de «compagnie maritime» par cette Partie 
contractante conformöment ä ses dispositions juridiques; 

4. «membre de l’öquipage» dösigne le capitaine et toute person- 
ne devant assurer des fonctions ou des Services ä bord du 
navire au cours du voyage, et dont le nom figure sur le röle 
d’öquipage du navire. 
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Artikel 2 

Freiheit des Verkehrs 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung des 
Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern zu fördern. Sie wer- 
den sich jeglicher Maßnahme enthalten, die dem ungehinderten 
internationalen Seeverkehr sowie der uneingeschränkten Beteili- 
gung der Seeschiffahrtsuntemehmen der beiden Vertragsparteien 
an der Beförderung der im Rahmen ihres bilateralen Außenhan- 
dels ausgetauschten Waren sowie am Seeverkehr zwischen ih- 
rem jeweiligen Land und Drittländern abträglich sein könnte. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, zwischen 
den dem internationalen Handelsverkehr geöffneten Häfen der 
beiden Vertragsparteien zu fahren und Fahrgäste und Güter zwi- 
schen den Vertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittländern zu befördern. 

(3) Seeschiffahrtsunternehmen aus Drittländern sowie Schiffe 
unter der Flagge eines Drittstaats können sich ohne Einschrän- 
kung an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen Außen- 
handels der Vertragsparteien ausgetauschten Waren beteiligen. 
Die von Seeschiffahrtsuntemehmen der Vertragsparteien be- 
frachteten Schiffe genießen dieselben Vergünstigungen, wie 
wenn sie die Flagge einer Vertragspartei führten. 

Artikel 3 

Internationale Verpflichtungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Verpflichtungen aus 
anderen internationalen Übereinkünften, welche die Vertragspar- 
teien geschlossen haben, vor allem aus dem Übereinkommen 
vom 6. April 1974 über einen Verhaltenskodex für Linienkonfe- 
renzen, und im besonderen nicht die Verpflichtungen*, die sich für 
die Bundesrepublik Deutschland aus ihrer Mitgliedschaft in den 
Europäischen Gemeinschaften ergeben. 

(2) Praktische Einzelheiten, die sich aus der Durchführung des 
Übereinkommens über einen Verhaltenskodex für Linienkonferen- 
zen ergeben, sind durch die am bilateralen Verkehr beteiligten 
Seeschiffahrtsuntemehmen, die der betreffenden Linienkonferenz 
angehören, zu regeln. 

(3) Beide Vertragsparteien streben an, die einschlägigen inter- 
nationalen Übereinkünfte über Schiffssicherheit, über die sozialen 
Bedingungen der Seeleute und über den Meeresumweltschutz zu 
ratifizieren. 

Artikel 4 

Nichtdiskriminierung 
des Seeschiffahrtsunternehmens 

Beide Vertragsparteien unterlassen im internationalen Seever- 
kehr diskriminierende Handlungen jeder Art, die zu einer Benach- 
teiligung der Seeschiffahrtsinteressen der anderen Vertragspartei 
führen oder die freie Auswahl des Seeschiffahrtsunternehmens 
entgegen den Grundsätzen des freien Wettbewerbs beeinträchti- 
gen könnten. 

Artikel 5 
Regelungen 

in den Häfen und Hoheitsgewässern 

(1) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit In ihren Häfen, Hoheltsgewässem und anderen ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden Gewässern den Schiffen der ande- 
ren Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen im 
internationalen Verkehr eingesetzten Schiffen, insbesondere beim 
Zugang zu den Häfen, Aufenthalt in den Häfen und Verlassen der 
Häfen, bei der Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und 
Passagierverkehr sowie beim Zugang zu allen Dienstleistungen 
und anderen bestehenden Einrichtungen. 

(2) Die in Absatz 1 erwähnte Gegenseitigkeit erstreckt sich auch 
auf das Recht der Seeschiffahrtsuntemehmen beider Vertrags- 
parteien auf Zugang zur Ausübung von Agenturtätigkeiten ent- 


Article 2 

De la liberte du trafic 

(1) Les Parties contractantes conviennent de promouvoir le 
döveloppement du trafic maritime entre leurs deux pays. Elles 
s’abstiendront de toute mesure susceptible de porter pröjudice au 
libre trafic maritime international ainsi qu’ä la participation sans 
restriction des compagnies maritimes des deux Parties contrac- 
tantes au transport de marchandises öchangöes dans le cadre de 
leur commerce extörieur bllatöral ainsi qu’au trafic maritime entre 
chacun de leurs pays et des pays tiers. 

(2) Les navires de chacune des Parties contractantes ont le 
droit de naviguer entre les ports des deux Parties contractantes 
ouverts au trafic commercial international et d’effectuer des trans- 
ports de passagers et de marchandises entre les Parties contrac- 
tantes ainsi qu’entre chacune d’elles et des pays tiers. 

(3) Les compagnies maritimes des pays tiers ainsi que les 
navires battant pavillon d*un Etat tiers peuvent participer, sans 
restriction, au transport de marchandises öchangöes dans le 
cadre du commerce extörieur bilatöral des Parties contractantes. 
Les navires affrötös par les compagnies maritimes des Parties 
contractantes jouissent des mämes avantages que s’ils battaient 
pavillon d’une des Parties contractantes. 

Article 3 

Des Obligations internationales 

(1) Le present Accord ne porte pas atteinte aux obligations 
resultant d’autres conventions internationales conclues par cha- 
cune des Parties contractantes, notamment la Convention du 
6 avril 1974 relative ä un code de conduite des conförences 
maritimes, et en particulier aux obligations ömanant pour la Röpu- 
blique fedörale d’Allemagne de sa qualltä de membre des Com- 
munautös europöennes. 

(2) Les modalltes pratiques rösultant de l’application de la 
Convention relative au code de conduite des Conferences mari- 
times seront ä rögler par les compagnies maritimes participant au 
trafic bilateral, et membre de la conförence maritime concernee. 

(3) Les deux Parties contractantes s'efforceront de ratifier les 
conventions internationales relatives ä la securitö des navires, aux 
conditions sociales des marins, et ä la protection du milieu ma- 
rin. 

Article 4 

De la non-discrimination 
du transport maritime 

Les deux Parties contractantes s'abstiendront de toute action ä 
caractere discriminatoire en matläre de transport maritime interna- 
tional susceptible de döfavoriser les intöräts maritimes de Tautre 
Partie contractante ou de porter atteinte au libre choix du transpor- 
teur maritime, contrairement aux principes de la libre concurren- 
ce. 

Article 5 

Du rägime dans les ports 
et dans les eaux territoriales 

(1 ) Chacune des Parties contractantes accorde, ä titre de röci- 
procitö, dans ses ports, ses eaux territoriales, et dans d’autres 
eaux relevant de sa responsabilitö, aux navires de l'autre Partie 
contractante le mäme traitement qu’ä ses propres nayires affectös 
ä la navigation maritime internationale, notamment en ce qui 
conceme l’accäs aux ports, le söjour dans les ports et la sortle des 
ports, l'utilisation des installations portuaires aux fins des trans- 
ports de marchandises et de passagers, et l’accäs ä l’ensemble 
des sen/ices et autres installations existantes. 

(2) La röciprocitö visöe ä l’alinea 1 du präsent article s’applique 
ägalement au droit d’acces des compagnies maritimes des deux 
Parties contractantes ä l’exercice d’activitäs d’agence maritime 
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sprechend den Gesetzen, die auf seiten der jeweiligen Vertrags- 
partei gelten. 

Artikel 6 
Transfer 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsunternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, Einnahmen aus Dienstlei- 
stungen der Seeschiffahrt im Hoheitsgebiet der ersten Vertrags- 
partei entsprechend den Gesetzen und sonstigen Rechtsvor- 
schriften, die in ihrem Hoheitsgebiet gelten, für Zahlungen im 
Zusammenhang mit der Schiffahrt zu verwenden oder sie in frei 
konvertierbarer Währung ins Ausland zu transferieren auf der 
Grundlage des amtlichen Wechselkurses und innerhalb der übli- 
chen Frist. 

Artikel 7 

Vom Anwendungsbereich dieses Abkommens 
ausgeschlossene Bereiche 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvorschrif- 
ten jeder Vertragspartei über 

a) das Vorrecht der eigenen Flagge für die nationale Küsten- 
schiffahrt, Bergungs-, Bugsier-, Lots- und andere Dienste, die 
den eigenen Seeschiffahrts- oder sonstigen Unternehmen 
sowie Staatsangehörigen Vorbehalten sind; es handelt sich 
jedoch nicht um Küstenschiffahrt, wenn ein Schiff einer Ver- 
tragspartei zwischen Häfen der anderen Vertragspartei fährt, 
um aus einem Drittland beförderte Güter und Fahrgäste zu 
löschen beziehungsweise auszuschiffen oder Güter und Fahr- 
gäste zur Beförderung in ein Drittland an Bord zu nehmen; 

b) die Lotsenannahmepflicht für Schiffe; 

c) Fahrzeuge, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahr- 
nehmen; 

d) Meeresforschungsaktivitäten; 

e) das Vorrecht der Seevermessung in den eigenen Hoheitsge- 
wässem. 

Artikel 8 

Beachtung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 

(1) Die Schiffe jeder Vertragspartei sowie ihre Besatzungen, 
Fahrgäste und Ladungen unterliegen im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei deren geltenden Rechtsvorschriften. 

Die Schiffe des Seeschiffahrtsuntemehmens oder der Seeschiff- 
fahrtsuntemehmen jeder Vertragspartei unterliegen, solange sie 
sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei befinden, deren 
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften über das Ein- und 
Auslaufen der im internationalen Seeverkehr eingesetzten Schiffe 
in ihr beziehungsweise aus ihrem Hoheitsgebiet sowie über den 
Betrieb und die Führung solcher Schiffe. 

(2) Fahrgäste, Besatzungsmitglieder und Versender von Gütern 
müssen die im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei geltenden Ge- 
setze und sonstigen Rechtsvorschriften über Einreise, Aufenthalt 
und Ausreise der Fahrgäste und Besatzungen beziehungsweise 
Einfuhr, Ausfuhr und Lagerung von Gütern, insbesondere die 
Vorschriften über Landgangsformalitäten, Einwanderung, Zoll, 
Steuern und Quarantäne, einhalten. 

Artikel 9 

Maßnahmen zur Erleichterung des Seeverkehrs 

Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Gesetze und 
Hafenordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförde- 
rung auf dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, um unnötige 


conformöment aux lois en vigueur dans chacune des Parties 
contractantes. 

Article 6 
Du transfert 

Chacune des Parties contractantes reconnait aux compagnies 
maritimes de Tautre Partie le droit conformäment aux lois et aux 
räglements en vigueur sur le tenitoire de chacune des Parties 
contractantes soit de depenser les sommes per 9 ues en remunä- 
ration de prestations de Services maritimes sur le territoire de ia 
Premiere Partie en paiements relatifs ä ia navigation, soit de les 
transferer ä l’etranger dans une monnaie librement convertible sur 
ia base du taux officiel de conversion et dans les dölais usueis. 

Article 7 

Des domalnes exclus du champ 
d’appllcatlon du präsent Accord 

Les dispositions du präsent Accord n’affectent pas les disposi- 
tions juridiques de chacune des Parties contractantes en vigueur 
relatives 

a) au privilege du pavillon national quant au cabotage national, 
* aux Services de sauvetage, de remorquage et de pilotage ainsi 

qu’ä d’autres Services räserväs aux compagnies (maritimes ou 
autres) nationales et aux ressortissants nationaux; toutefois, 
par «cabotage» ne s’entendent pas les cas oü un navire de 
Tune des Parties contractantes circule entre les ports de 
l’autre Partie contractante pour charger ou decharger des 
marchandises ou pour embarquer ou däbarquer des passa- 
gers, en provenance ou ä destination d’un pays tiers; 

b) ä i’utilisatlon obligatoire des Services de pilotage par les na- 
vires qui y sont soumis; 

c) aux navires exergant des fonctions de Service public; 

d) aux activites de recherche maritime; 

e) au privilege d’assurer les Services hydrographiques dans les 
eaux territoriales nationales. 

Article 8 

Du respect de Ia lägislatlon 
de rautre Partie contractante sur son territoire 

(1) Les navires de chacune des Parties contractantes ainsi que 
leurs äquipages, leurs passagers et leurs cargaisons sont soumis 
sur le territoire de l’autre Partie contractante ä la lägislation en 
vigueur de cette derniäre. 

Les navires de ia compagnie maritime ou des compagnies mari- 
times de chacune des Parties contractantes, sont’ soumis tant 
qu’ils se trouvent sur le territoire de l’autre Partie contractante, aux 
lois et autres dispositions juridiques de cette derniere Partie 
relatives tant ä l’enträe sur son territoire et ä ia sortie de ce möme 
territoire des navires affectes ä la navigation maritime internatio- 
nale, qu’ä Texpioitation et ä ia conduite de teis navires. 

(2) Tout passager, tout membre de Täquipage et tout expediteur 
de marchandises doit respecter les lois et autres dispositions 
juridiques en vigueur sur le territoire de chacune des Parties 
contractantes concemant l’enträe, le säjour et ia sortie des passa- 
gers et des äquipages, ou Timportation, Texportation et Tentrepo- 
sage des marchandises, notamment les dispositions sur les for- 
mal itäs de descente ä terre, i’immigration, les douanes, les impöts 
et les quarantaines. 

Article 9 

Des mesures destlnees ä faciliter le trafic maritime 

Les Parties contractantes, dans le cadre de leurs lois et leurs 
reglementations portuaires, prennent toutes res mesures neces- 
saires afin de faciliter et de promouvoir les transports effectuäs 
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Verlängerungen der Liegezeiten zu vermeiden und die Erledigung 
der Zoll- und sonstigen in den Häfen zu beachtenden Formalitäten 
nach Möglichkeit zu beschleunigen und zu vereinfachen sowie 
den Gebrauch vorhandener, der Entsorgung dienender Einrich- 
tungen zu erleichtern. 

Artikel 10 

Gegenseitige Anerkennung von Meßbriefen 
und sonstigen Schiffspapieren 

(1) Die von einer Vertragspartei entsprechend den einschlägi- 
gen internationalen Übereinkünften ausgestellten anerkannten 
und an Bord eines Schiffes dieser Vertragspartei befindlichen 
Schiffspapiere werden auch von der anderen Vertragspartei an- 
erkannt. 

(2) Die mit vorschriftsmäßig ausgestellten Papieren über die 
Schiffsvermessung versehenen Schiffe einer Vertragspartei sind 
von einer erneuten Vermessung in den Häfen der anderen Ver- 
tragspartei befreit. Bei der Berechnung der Hafenabgabe werden 
diese Papiere zugrunde gelegt. 

Artikel 11 

Reisedokumente für Besatzungsmitglieder 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ausgestellten Reisedoku- 
mente an und gewährt den Inhabern dieser Dokumente die in 
Artikel 12 genannten Rechte. 

(2) Die Reisedokumente sind für die Bundesrepublik Deutsch- 
land der Reisepaß oder das Seefahrtbuch und für die Demokrati- 
sche Volksrepublik Algerien der Reisepaß (passeport) oder das 
Seefahrtbuch (fascicule de navigation maritime). 

Artikel 12 

Einreise, Durchreise 

und Aufenthalt von Besatzungsmitgliedem 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitgliedern 
eines Schiffes einer Vertragspartei, die Inhaber eines der in Arti- 
kel 1 1 genannten Reisedokumente sind, während der Liegezeit 
des Schiffes in einem hiafen der anderen Vertragspartei ohne 
Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise (Visum)“ - im Sinne 
der deutschen Gesetzgebung - oder „Visum“ - im Sinne der 
algerischen Gesetzgebung - in Übereinstimmung mit den im 
Aufenthaltsland geltenden einschlägigen Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften an Land zu gehen und sich im Gebiet des Hafenorts 
aufzuhalten. Erforderlich ist in diesen Fällen 

- in der Bundesrepublik Deutschland ein Landgangsausweis, 

- in der Demokratischen Volksrepublik Algerien ein Laissez- 

passer. 

(2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in Arti- 
kel 1 1 genannten Reisedokumente ist, darf nach Erteilung einer 
Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise (Visum)“ - Im Sinne 
der deutschen Gesetzgebung - oder eines „Visun^“ - im Sinne 
der algerischen Gesetzgebung - durch das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei durchreisen, um sich zum Zweck seiner 
Heimschaffung oder aus einem anderen, von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei als triftig anerkannten 
Grund auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu begeben. Die 
betreffende Aufenthaltsgenehmigung“ oder das betreffende „Vi- 
sum“ ist in möglichst kurzer Zeit zu erteilen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien gestatten 
einem Besatzungsmitglied, das im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei in ein Krankenhaus eingeliefert wird, den für die stationäre 
Behandlung erforderlichen Aufenthalt 


par voie maritime, afin d’öviter des prolongements inutiles des 
däiais de planche, et afin d'accelerer et de simplifier, dans la 
mesure du possible, l'accomplissement des formalitäs douaniöres 
et d'autres formalitäs ä respecter dans les ports, et de faciliter 
Tutilisation d’installations existentes servant ä la depollution. 

Article 10 

De ta reconnaissance reciproque 
des certificats de jaugeage et 
d*autres documents relatifs aux navires 

(1) Les documents relatifs ä un navire de Tune des Parties 
contractantes dölivräs et reconnus par cette Partie contractante 
conformäment aux conventions internationales pertinentes, et 
detenus ä bord de ce navire sont ögalement reconnus par l’autre 
Partie contractante. 

(2) Les navires de Tune des Parties contractantes qui sont 
munis des documents de jaugeage düment ätablis sont exemptäs 
de tout nouveau jaugeage dans les ports de Tautre Partie 
contractante. Ces documents servent de base pour le calcul des 
droits portuaires. 

Article 11 

Des documents de voyage des membres de i'äquipage 

(1) Chacune des Parties contractantes reconnait les documents 
de voyage delivräs par les autoritös competentes de l’autre Partie 
contractante et accorde aux titulaires desdits documents les droits 
vises ä Tarticle 12 du präsent Accord. 

(2) Les documents de voyage sont pour la Republique fedärale 
d’Allemagne le passeport (Reisepass) ou le livret professionnel 
maritime (Seefahrtbuch) et pour la Republique Algärienne Dämo- 
cratlque et Populaire le passeport ou le fascicule de navigation 
maritime. 

Article 12 

De Tentree, du transit et 
du sejour des membres de Täquipage 

(1 ) Chacune des Parties contractantes accorde ä tout membre 
de l’equipage d'un navire de Tautre Partie contractante titulaire 
d’un des documents de voyage visäs ä rarticle 11 du present 
Accord le droit de descendre ä terre sans «permis de säjour 
däiivrä avant Tenträe (visa)» - au sens de la lägislation allemande 

- ou «Visa» - au sens de la lägislation algärienne - pendant le 
däiai de planche de ce navire dans un port de l’autre Partie 
contractante, et de säjoumer sur le territoire de la commune de ce 
port; une teile descente ä terre et un tel säjour se conformeront 
aux lois et autres dispositions pertinentes en vigueur au pays de 
säjour. Sera exigä d^s ces cas 

- en Republique fedärale dAllemagne, un permis de descente ä 

terre, 

- en Räpublique Algärienne Dämocratique et Populaire, un lais- 

sez-passer. 

(2) Tout membre de l’äquipage titulaire d’un des documents de 
voyage visäs ä l’article 11 muni d’un «permis de säjour delivre 
avant l’enträe (visa)» - au sens de la legislation allemande - ou 
«Visa» - au sens de la legislation algärienne - est autorise ä 
transiter par le territoire de l’autre Partie contractante pour se 
rendre sur son navire ou sur un autre navire afin de regagner son 
pays d’ origine ou pour un autre motif reconnu valable par les 
autoritäs competentes de l’autre Partie contractante. Ledit «per- 
mis de Säjour» ou «visa» sera dälivrä dans les plus brefs däiais. 


(3) Les autoritäs compätentes de chacune des Parties contrac- 
tantes accordent ä un membre de l’äquipage, qui serait hospitalisä 
sur le territoire de Tune des Parties contractantes, l’autorisation 
näcessaire pour que l’intäressä puisse y säjoumer pendant la 
päriode requise pour le traitement hospitalier. 
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(4) Beide Vertragsparteien behalten sich das Recht vor. Per- 
sonen, die unerwünscht sind, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in 
Artikel 1 1 genannten Reisedokumente sind. 

(5) Die Bediensteten der diplomatischen Missionen und der 
konsularischen Vertretungen einer Vertragspartei sowie der Kapi- 
tän und die Besatzungsmitglieder der Schiffe dieser Vertragspar- 
tei sind berechtigt, unter Beachtung der im Aufenthaltsland gelten- 
den einschlägigen Gesetze und sonstigen Vorschriften miteinan- 
der in Verbindung zu treten und zusammenzutreffen. 

(6) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen bleiben die 
Regelungen der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den 
Aufenthalt und die Ausreise von Ausländem unberührt. 

Artikel 13 

Vorkommnisse auf See 

(1 ) Erleidet ein Schiff einer Vertragspartei in den Hoheitsgewäs- 
sem der anderen Vertragspartei einen Schiffbruch oder eine Ha- 
varie, läuft es auf Grund oder gerät es In sonstiger Weise in 
Seenot, so gewähren die Behörden dieser anderen Vertragspartei 
dem Kapitän, den Besatzungsmitgliedem, den Fahrgästen sowie 
dem Schiff und seiner Ladung den gleichen Schutz und Beistand 
wie Schiffen unter der eigenen Flagge. Die in Satz 1 genannten 
Vorkommnisse werden von den von jeder Vertragspartei gegen- 
über der anderen Vertragspartei zu bezeichnenden Behörden 
untersucht, wenn ein öffentliches Interesse vorliegt, auf jeden Fall 
aber dann, wenn bei einem solchen Vorkommnis ein Fahrzeug 
gesunken oder aufgegeben worden ist oder jemand den Tod 
erlitten hat. Die Untersuchungsergebnisse werden von den zu 
bezeichnenden Behörden den Behörden der anderen Vertrags- 
partei so schnell wie möglich übermittelt. 

(2) Die Vertragsparteien sehen, falls ein Schiff einen Unfall oder 
eine Havarie erlitten hat, von der Erhebung von Einfuhrzöllen, 
Steuern und jeglichen anderen Abgaben, denen Ladung, Ausrü- 
stung, Materialien, Vorräte und anderes Schiffszubehör unterlie- 
gen, ab, sofern diese Gegenstände im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei weder gebraucht noch verbraucht werden. 

(3) Absatz 2 schließt die Anwendung der Gesetze und sonsti- 
gen Rechtsvorschriften der Vertragsparteien betreffend die vor- 
übergehende Lagerung von Gütern nicht aus. 

Artikel 14 

Gemischter Seeschiffahrtsausschuß 
und Konsultationen 

(1) Um die wirksame Anwendung dieses Abkommens zu ge- 
währleisten, wird ein Gemischter Seeschiffahrtsausschuß gebil- 
det, der aus den Vertretern der Seeschiffahrtsverwaltungen und 
den von den Vertragsparteien benannten Sachverständigen be- 
steht. 

(2) Dieser Ausschuß behandelt Fragen von gemeinsamem 
Interesse, insbesondere Fragen im Zusammenhang mit 

- den Tätigkeiten der Seeschiffahrtsuntemehmen und der Schif- 
fe der Vertragsparteien, die Im Seeverkehr zwischen den Ver- 
tragsparteien beschäftigt sind, und auch im Zusammenhang 
mit den Tätigkeiten, die sich aus der Anwendung des Überein- 
kommens über einen Verhaltenskodex für Linienkonferenzen 
ergeben; 

- der Beachtung sämtlicher Bedingungen für die ordnungsgemä- 
ße Abwicklung des Seeverkehrs durch die Seeschiffahrtsunter- 
nehmen jeder Vertragspartei; 

- den zweiseitigen Konsultationen der Seeschiffahrtsuntemeh- 
men und der Seeschiffahrtsbehörden beider Vertragspartei- 
en; 

~ der gütlichen Beilegung von Streitigkeiten einschließlich derer, 
die aus der Auslegung dieses Abkommens entstehen. 


(4) Les deux Parties contractantes se reservent le droit de 
refuser Tentröe sur leur territoire ä toute personne dont la prö- 
sence est jugöe indösirable, mdme si cette personne est titulaire 
d'un des documents de voyage visös ä rarticle 1 1 . 

(5) Les agents des misslons diplomatiques et postes consu- 
laires de Tune des Parties contractantes et le capitaine ainsi que 
les membres de l’äqulpage d'un navire de cette Partie contractan- 
te sont autorisös ä entrer en contact mutuel et ä se rencontrer, tout 
en respectant les lois et autres dispositions pertinentes en vigueur 
au pays de söjour. 

(6) Sous röserve'de ce qui pröcöde, les dispositions de chacune 
des Parties contractantes rögissant Tentröe, le söjour et la sortie 
des ötrangers ne sont pas affectöes. 

Article 13 

Des övenements en mer 

(1) Dans le cas oü un navire de Tune des Parties contractantes 
fait naufrage, subit une avarie, öchoue, ou est en dötresse de 
n’importe qu'elle autre maniöre dans les eaux territoriales et les 
eaux intörieures de Tautre Partie contractante, les autoritös com- 
pötentes de cette Partie accordent au capitaine, aux membres de 
röquipage, aux passagers ainsi qu'au navire et ä sa cargaison la 
meme protection et assistance que celles accordöes aux navires 
battant son pavillon. Les autoritös dösignöes par chacune des 
Parties contractantes procödent ä Tinstruction des övönements 
vises ci-dessus s’il y a un intöret public et dans tous les cas, si ä 
Toccasion d*un tel övönement, un navire a coulö ou a ötö aban- 
donnö ou si une personne a Irouvö la mort. Les rösultats de 
rinstruction sont transmis dans les meiileurs dölais par ces auto- 
ritös aux autoritös de l’autre Partie contractante. 

(2) En cas d’accident ou d’avarie d’un navire, les Parties 
contractantes renoncent au prölövement de droits de douane ä 
l’entröe, de taxes ou de tous autres droits sur sa cargaison et son 
gröement ainsi que les matöriaux, les provisions et les armatures 
accessoires ä bord pour autant qu’iis ne soient pas utilises ou 
consommös sur le territoire de Tautre Partie contractante. 

(3) Les dispositions de l’alinöa 2 du präsent article n’exduent 
pas t’application des lois et des autres dispositions juridlques de 
chacune des Parties contractantes relatives au stockage provi- 
soire de marchandlses. 

Article 14 

Du Comitä mixte maritime 
et des consuitations 

(1) Afin de garantir Tapplication efficace du präsent Accord, il 
est crää un Comitä mixte maritime composä des repräsentants 
des administrations maritimes et des experts däsignäs par les 
Parties contractantes. 

(2) Ce Comitä traitera des questrons revätant un intärät com- 
mun, notamment les questions concemant: 

- les activitäs des compagnies maritimes et des navires de 
chacune des Parties contractantes affectäs au transport mari- 
time entre les Parties contractantes, et ägalement les questions 
concemant les activitäs räsultant de l’appiication de la Conven- 
tion relative ä un Code de conduite des confärences mariti- 
mes; 

- I’observation de l’ensemble des conditions requises pour la 
bonne Organisation du transport maritime effectuä par les com- 
pagnies maritimes de chacune des Parties contractantes; 

- les consuitations bilatärales des compagnies ainsi que des 
autoritäs maritimes des deux Parties contractantes; 

- le räglement ä Tamiable des diffärends, y compris ceux räsul- 
tant de Tinterprätatlon du präsent Accord. 
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(3) Der Gemischte Seeschiffahrtsausschuß tritt auf Antrag einer . 
der Vertragsparteien spätestens drei Monate nach Stellung dieses 
Antrages zusammen. 

Artikel 15 

Technische Zusammenarbeit 

Die beiden Vertragsparteien werden die Reeder und die mit der 
Seeschiffahrt verbundenen Institutionen beider Länder ermutigen, 
alle möglichen Formen der Zusammenarbeit, insbesondere auf 
folgenden Gebieten, zu suchen und zu entwickeln: 

- seemännische Ausbildung, 

- Bau und Instandsetzung von Schiffen, 

~ Bau und Betrieb von Häfen, 

- Einsatz von Seeschiffen und Entwicklung ihrer Handelsflot- 
ten, 

- Befrachtung von Seeschiffen. 

Artikel 16 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem beide 
Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die erforderlichen 
innerstaatlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Als Tag des Inkraft- 
tretens wird der Tag des Eingangs der letzten Notifikation ange- 
sehen. 

Artikel 17 

Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. 

(2) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch Notifikation 
gekündigt werden. 


Geschehen zu Bonn am 24. April 1995 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher, arabischer und französischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(3) Le Comitö mixte maritime se reunira sur demande de Tune 
des Parties contractantes au plus tard trois (03) mois aprös 
l’introduction de la demande. 

Article 15 

De la coopäration technique 

Les deux Parties contractantes encourageront les armateurs et 
les institutions maritimes des deux pays ä rechercher et dövelop- 
per toute forme de Cooperation, notamment dans les domaines 
suivants: 

- formation maritime; 

- construction et röparation navales; 

- construction et exploitation des ports; 

- exploitation des navires et devejoppement de leurs flottes 
marchandes; 

- aff retement des navires. 

Article 16 

De rentree en vigueur 

Le präsent Accord entfera en vigueur ä la date ä laquelle les 
deux Parties contractantes se seront mutuellement notifie 
raccomplissement des conditions lägales nationales näcessaires 
ä cet effet. Sera considäree comme date d’entree en vigueur celle 
de reception de la derniöre notification. 

Article 17 

De la duräe et de la dänonciation 

(1) Le present Accord est conclu pour une duräe illimitäe. 

(2) Le present Accord pourra ötre dänonce par notification par 
chacune des Parties contractantes sous räserve d’un preavis de 
six mois. 


Fait ä Bonn le 24 avril 1995 en deux exemplaires en langues 
allemande, arabe et frangaise, les trois textes faisant egalement 
foi. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la Räpublique föderale d’Allemagne 
Christian Ueberschaer 
Hans Jochen Henke 

Für die Regierung der Demokratischen Volksrepublik Algerien 
Pour le Gouvernement de la Räpublique Algerienne Dämocratique et Populaire 

Saci Aziza 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien über die Seeschiffahrtsbeziehun- 
gen ist am 24. April 1995 in Bonn unterzeichnet worden. 
Das Abkommen beruht auf dem Prinzip der Nichtdiskrimi- 
nierung und der gleichen Behandlung der Schiffahrtsunter- 
nehmen beider Seiten. Es gewährt den Schiffen im gegen- 
seitigen Seeverkehr Inländergleichbehandlung für die Be- 
nutzung der Häfen. Darüber hinaus regelt es die Behand- 
lung von Schiffahrtsuntemehmen, Schiff, Kapitän, Besat- 
zung, Fahrgästen und Gütern im jeweils anderen Vertrags- 
staat und enthält Bestimmungen über den Transfer von 
Frachteinnahmen. Außerdem werden technische Fragen 
des Seeverkehrs zwischen beiden Ländern geregelt. Ein 
Gemischter Seeschiffahrtsausschuß, dem Vertreter beider 
Staaten angehören, soli die Durchführung des Abkom- 
mens überwachen und regelmäßig Fragen des zweiseiti- 
gen Seeverkehrs sowie allgemeine Fragen der internatio- 
nalen Schiffahrt behandeln. 


B. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 definiert die im Abkommen mehrfach verwandten 
Begriffe „Zuständige Seeschiffahrtsbehörde“, „Schiff einer 
Vertragspartei“, „Seeschiffahrtsunternehmen einer Ver- 
tragspartei“ und „Besatzungsmitglied“. 

Zu Artikel 2 

In Artikel 2 Abs. 1 vereinbaren die Vertragsparteien, die 
Entwicklung des Seeverkehrs zwischen ihren Ländern zu 
fördern. Außerdem verpflichten sie sich, sich jeglicher 
Maßnahmen zu enthalten, die sich auf den Internationalen 
Seeverkehr sowie auf die uneingeschränkte Beteiligung 
ihrer Schiffahrtsuntemehmen am gegenseitigen Seehan- 
dei nachteilig auswirken könnten. Dies gilt auch für den 
Seehandel zwischen ihren Ländern und Drittländern. 

Absatz 2 räumt den Schiffen beider Seiten das Recht auf 
Teilnahme am gegenseitigen Seeverkehr und am Seever- 
kehr nach Drittstaaten (Cross-Trade) ein. 

Absatz 3 berechtigt Seeschiffahrtsuntemehmen aus Dritt- 
ländern sowie Schiffe unter der Flagge eines Drittstaates, 
sich an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen 
Außenhandels der Vertragsparteien ausgetauschten Wa- 
ren zu beteiligen. Dabei erhalten Schiffe, die von Seeschiff- 
fahrtsunternehmen der Vertragsparteien gechartert sind, 
dieselben Vergünstigungen, wie wenn sie die Flagge einer 
Vertragspartei führten. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 Abs. 1 stellt klar, daß das Abkommen Rechte und 
Verpflichtungen aus anderen Internationalen Übereinkünf- 
ten nicht berührt. Dies gilt insbesondere für Verpflichtun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland aus ihrer Mitglied- 
schaft in der Europäischen Union. 


Absatz 2 bestimmt, daß praktische Fragen, die sich aus 
der Durchführung des Übereinkommens vom 6. April 1974 
über einen Verhaltenskodex für Linienkonferenzen erge- 
ben, durch die Schiffahrtsuntemehmen der betreffenden 
Linienkonferenzen zu regeln sind. 

Absatz 3 verdeutlicht das Bestreben beider Vertragspar- 
teien, die einschlägigen internationalen Übereinkünfte 
über Schiffssicherheit, über die sozialen Bedingungen 
der Seeleute und über den Meeresumweitschutz zu rati- 
fizieren. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 verpflichtet die Vertragsparteien, im internationa- 
len Seeverkehr diskriminierende Handlungen zu unterlas- 
sen, die die Seeschiffahrtsinteressen der anderen Vertrags- 
partei benachteiligen oder die freie Auswahl der Seeschiff- 
fahrtsuntemehmen entgegen dem Grundsatz des freien 
Wettbewerbs beeinträchtigen. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 Abs. 1 räumt den Schiffen die Inländergleichbe- 
handlung in den Häfen und Hoheitsgewässern der jeweils 
anderen Vertragspartei ein. 

Absatz 2 dehnt das Prinzip der Gegenseitigkeit auf das 
Recht der Seeschiffahrtsunternehmen, Im Hoheitsgebiet 
des Vertragspartners Agenturtätigkeiten auszuüben, aus. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 räumt den Seeschiffahrtsunternehmen der Ver- 
tragsparteien das Recht, Einnahmen aus Dienstleistungen 
der Seeschiffahrt für Zahlungen im Zusammenhang mit 
der Seeschiffahrt zu verwenden oder sie in frei konvertier- 
barer Währung ins Ausland zu transferieren, ein. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 zählt die Ausnahmen auf, die vom Regelungs- 
bereich des Abkommens ausgeschlossen sind. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 regelt, daß die Schiffe einer Vertragspartei sowie 
deren Besatzungsmitgiieder, Fahrgäste und Ladungen im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei deren geltenden 
Rechtsvorschriften unterliegen. 

Außerdem wird klargesteiit, daß die Schiffe von Seeschiff- 
fahrtsunternehmen, solange sie sich im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei befinden, deren Gesetze und son- 
stigen Rechtsvorschriften über das Ein- und Auslaufen in 
ihr oder aus ihrem Hoheitsgebiet sowie über den Betrieb 
und die Führung solcher Schiffe unterliegen. 

Absatz 2 verdeutlicht, daß Fahrgäste, Besatzungsmitglie- 
der und Versender von Gütern, die im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei geltenden Gesetze und sonstigen 
Vorschriften über Einreise, Aufenthalt und Ausreise der 
Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, Ausfuhr und 
Lagerung von Gütern einzuhalten haben. 
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Zu Artikel 9 

Artikel 9 beinhaltet die Verpflichtung der Vertragsparteien 
im Rahmen ihrer Gesetze und Hafenordnungen alle erfor- 
derlichen Maßnahmen zu ergreifen, um Verzögerungen 
bei den Liegezeiten und in der Abfertigung zu vermel- 
den. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 regeln die gegenseitige 
Anerkennung der Schiffspapiere sowie des Schiffsmeß- 
briefes. Bei Vorliegen des amtlich ausgestellten Meßbriefs 
sind die Schiffe von der Nachvermessung im Partnerstaat 
befreit. 

Absatz 2 Satz 2 bestimmt, daß bei der Berechnung der 
Hafengebühren die in dem Schiffsmeßbrief enthaltenen 
Angaben zugrunde zu legen sind. 

Zu Artikel 11 

Artikel 1 1 Abs. 1 regelt die gegenseitige Anerkennung der 
Reisedokumente und gesteht den Seeleuten der 
Vertragsparteien, die im Besitz eines ordnungsgemäß 
ausgestellten Reisedokumentes sind, die in Artikel 12 auf- 
geführten Rechte zu. 

Absatz 2 definiert den Begriff Reisedokument. 

Zu Artikel 12 

Artikel 12 Abs. 1 und 2 regelt die Bedingungen im Hafen- 
staat für den Landgang, den Schiffswechsel und für die 
Heimreise der Besatzungsmitglieder. 

Absatz 3 räumt erkrankten Besatzungsmitgliedem die 
Möglichkeit des Krankenhausaufenthaltes Im Hafenstaat 
ein. 

Nach Absatz 4 behalten sich die Vertragsparteien das 
Recht vor, unerwünschten Personen die Einreise zu ver- 
wehren. 

Nach Absatz 5 sind die Bediensteten der Diplomatischen 
Mission und der Konsularischen Vertretungen einer Ver- 
tragspartei sowie die Besatzungsmitglieder der Schiffe 


dieser Vertragspartei berechtigt, miteinander Kontakt auf- 
zunehmen. 

Absatz 6 stellt klar, daß vorbehaltlich der Bestimmungen In 
den Absätzen 1 bis 5 die Regelungen des Ausländerrechts 
ansonsten unberührt bleiben. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 verpflichtet die Vertragsparteien zur Hilfe, wenn 
Schiffe der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet 
in Seenot oder andere Gefahren geraten. Ferner enthält er 
Bestimmungen über die fiskalische Behandlung der in 
Notfällen ausgeladenen Güter. 

Zu Artikel 14 

Absatz 1 regelt die Bildung eines Genriischten Seeschiff- 
fahrtsausschusses. 

In Absatz 2 wird der von dem Ausschuß zu behandelnde 
Themenkreis umrissen. 

Absatz 3 regelt die Modalitäten für das Zusammentreten 
des Gemischen Seeschiffahrtsausschusses. 

Zu Artikel 15 

Artikel 15 sieht vor, daß die Vertragsparteien die Reeder 
und die mit der Seeschiffahrt verbundenen Institutionen 
beider Länder auffordern werden, alle möglichen fachli- 
chen Beziehungen zu suchen und zu entwickeln. 

Zu Artikel 16 

Artikel 16 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ab- 
kommens. 

Zu Artikel 17 

Absatz 1 legt die Geltungsdauer des Abkommens auf 
unbestimmte Zeit fest. 

Absatz 2 sieht die Möglichkeit der schriftlichen Kündigung 
des Abkommens und das darauf folgende Außerkrafttreten 
vor. 
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